
 
 
 
 

 
Ansprechpartnerin für Gleichstellungsfragen  
an Schulen 
 
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen,  
 
durch die Neufassung des Landesgleichstellungsgesetzes 
(LGG) besteht seit dem 15.12.2016 die Pflicht zur Bestellung 
einer Ansprechpartnerin für Gleichstellungsfragen an allen 
öffentlichen Schulen in NRW. Zudem muss eine Stellvertre-
terin bestimmt werden. Die Bestellung erfolgt durch die 
Schulleiterin/den Schulleiter nach Anhörung des Lehrerrats. 
 
Der Aufgabenbereich umfasst die Funktion einer Gleichstel-
lungsbeauftragten in allen Angelegenheiten, in denen die 
Schulleitung beteiligungspflichtige Personalentscheidungen 
zu treffen hat. Hierzu zählt z.B. das Mitwirkungsrecht bei der 
Stellenausschreibung, Personalauswahl und Einstellung von 
Lehrkräften. Zudem besteht ein Widerspruchsrecht bezüglich 
aller gleichstellungsrelevanten Entscheidungen der Schullei-
tung. 
 
Die AfG ist in ihrer Tätigkeit nicht weisungsgebunden und zur 
Verschwiegenheit verpflichtet. Sie hat das Recht zur Teil-
nahme an entsprechenden Fortbildungen und einen An-
spruch auf eine Entlastung im erforderlichen Umfang, wobei 
in diesem Bereich sicherlich noch ein Nachbesserungsbedarf 
besteht, da eine angemessene Entlastung in der Praxis nur 
selten gewährt werden kann. 
 
Aus der Aufgabendefinition der AfG folgt, dass eine Mitglied-
schaft im Lehrerrat aufgrund der möglichen Interessenkollisi-
on abweichend von der bisherigen Praxis nicht mehr zuläs-
sig ist. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen  
 
Udo Beckmann 
Vorsitzender 
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Westfalendamm 247 

44141 Dortmund 

 

Tel.: 0231 425757 0 

Fax: 0231 425757 10 
info@vbe-nrw.de 

www.vbe-nrw.de 

 

Dortmund, 04.05.17 
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